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Aktenzeichen: 8 AZR 65ij/88
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 16. August 1990

- 8 AZR 654/88 -

I. Arbeitsgericht 
Dortmund

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 15. Juli 1987
- 1 Ca 991/87 -

Urteil vom 12. Oktober 1988
- 3 Sa 1764/87 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:

Lohnfortzahlung bei Arbeitnehmerweiterbildung

Gesetz: AWbG § 7, § 9 Satz 1 Buchst, a und d, §§ 1, 2, § 5 Abs. 3
und 4; WbG § 2 Abs. 4 Satz 1; ZPO § 286, § 561 Abs. 2

Le itsatz:

Kommt es für den Anspruch auf Fortzahlung des Arbeits­
entgelts nach § 7 AWbG darauf an, ob eine Bildungsveran­
staltung gemäß § 2 Abs 4 Satz 1 WbG (für jedermann zu­
gänglich) durchgeführt worden ist, so hat der Arbeitneh­
mer die' Tatsachen vorzutragen und zu beweisen, aus denen 
sich ergibt, daß die Veranstaltung mindestens dem in § 2 
AWbG genannten Personenkreis (Arbeitnehmern und arbeit­
nehmerähnlichen Personen) zugänglich war.
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8 AZR 654/88
3 Sa 1764/87 Hamm
VerkUndefc am 
16. August 1990
Siegel,
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

po.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 16. August 1990 durch die Vize­
präsidentin Michels-Holl, die Richter Prof. Dr. Leinemann 
und Dr. Peifer sowie die ehrenamtlichen Richter Rheinberger
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und Dr. Pühler für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Hamm vom 
12. Oktober 1988 - 3 Sa 1764/87 - wird 
zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Klägerin ist seit 1981 bei der Beklagten als Arbeitneh­
merin beschäftigt. In der Zeit vom 23. Februar bis zum 27. Fe­
bruar I987 nahm die Klägerin an dem Seminar "Funktionsträger I" 
teil, das im "Institut für Arbeitnehmerbildung Heinrich Hansen" 
i-n L (im folgenden: Institut) stattfand.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, sie habe für die 
Dauer des Seminars Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitslohns in 
unstreitiger Höhe. Dies ergebe sich aus § 7 des Gesetzes zur 
Freistellung von Arbeitnehmern zum Zwecke der beruflichen und po 
litischen Weiterbildung - Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz 
(AWbG) - vom 6. November 1984 (GV NW S. 678).

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 560,—  DM 
brutto nebst 4 % Zinsen seit Klagezustellung 
zu zahlen.
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Beklagte hat Klageabweisung beantragt. Sie hat geltend 
gemacht, das Arbeitnehmerweiterbildungsgesetz sei verfassungs­
widrig. Die Veranstaltung sei nicht für jedermann zugänglich ge­
wesen, sondern nur für Funktionsträger einer Gewerkschaft. Außer­
dem sei das Seminar im wesentlichen durch die IG Metall und somit 
nicht von einer anerkannten Einrichtung der Weiterbildung durch­
geführt worden.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage als 
unbegründet abgewiesen. Mit der Revision verfolgt die Klägerin 
den Klageantrag weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision hat keinen Erfolg. Zu Recht haben die Vorin­
stanzen die Klage als unbegründet abgewiesen. Der Klägerin stand 
für die Dauer des Seminars kein Anspruch auf Lohnfortzahlung zu. 
Bei der Veranstaltung, an der die Klägerin teilgenommen hat, han­
delte es sich nicht um Arbeitnehmerweiterbildung im Sinne des § 7 
AWbG.

I. Nach dieser Bestimmung, die mit dem Grundgesetz vereinbar 
ist (BVerfGE 77, 308 = AP Nr. 62 zu Art. 12 GG), hat der Arbeit­
geber für die Zeit der Arbeitnehmerweiterbildung das Arbeitsent­
gelt fortzuzahlen. Arbeitnehmerweiterbildung erfolgt in anerkann­
ten Bildungsveranstaltungen (§ 1 Abs. 1, § 5 Abs. 3 AWbG). Das 
Seminar war keine anerkannte Bildungsveranstaltung.
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II. Nach § 9 Satz 1 Buchst, a AWbG gelten Bildungsveranstaltun­
gen als anerkannt, wenn sie § 1 Abs. 2 AWbG entsprechen und von 
Volkshochschulen oder von anerkannten Einrichtungen der Weiter­
bildung in anderer Trägerschaft gemäß den Bestimmungen des Wei­
terbildungsgesetzes durchgeführt werden. Nach § 9 Satz 1 
Buchst, d AWbG gelten Bildungsveranstaltungen anderer Einrichtun­
gen als anerkannt, wenn sie § 1 Abs. 2 AWbG entsprechen und auf 
Antrag und nach Genehmigung durch den zuständigen Minister gemäß 
den Bestimmungen des Weiterbildungsgesetzes durchgeführt werden.

III. Das Seminar wurde nicht gemäß den Bestimmungen des Weiter­
bildungsgesetzes durchgeführt. Es war nicht "für jedermann zu­
gänglich" (vgl. § 9 Satz 1 AWbG in Verb, mit § 2 Abs. 4 des Er­
sten Gesetzes zur Ordnung und Förderung der Weiterbildung im Lan­
de Nordrhein-Westfalen - Weiterbildungsgesetz (WbG) - in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 7. Mai 1982 - GV NW S. 276 -). Dies 
hat das Landesarbeitsgericht im Ergebnis richtig entschieden.

1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, es bestehe die Ver- 
mutung, daß das Verteilen des Programmheftes über die mit dem In­
stitut kooperierenden Gewerkschaften erfolgt sei, und zwar an die 
von den Gewerkschaften ausgewählten Zielgruppen, bestehend aus 
Vertrauensleuten, Betriebsratsmitgliedern, Jugendvertretern, Si­
cherheitsbeauftragten und Schwerbehindertenvertrauensleuten. Dies 
werde bestätigt durch die von der Klägerin der Beklagten vorge­
legte Mitteilung nach § 5 Abs. 4 AWbG vom 15. Januar 1987 und die 
Teilnahmebescheinigung des Instituts, in denen bestätigt werde, 
daß die Klägerin ein Seminar für Funktionsträger besuchen wolle 
bzw. besucht habe. Im Unternehmen der Beklagten sei das Seminar 
nicht angekündigt worden.
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2. Soweit das Landesarbeitsgericht Feststellungen getroffen 
hat, ist der Senat an diese gebunden. Die Klägerin hat insoweit 
keine zulässigen und begründeten Revisionsangriffe erhoben (§ 561 
Abs. 2 ZPO).

Die Revision macht geltend, das Landesarbeitsgericht habe 
den durch den Zeugen M unter Beweis gestellten Sachvortrag
der Klägerin auf S. 2 und 3 des Schriftsatzes vom 1. Juli 1988 
nicht berücksichtigt. Dies trifft nicht zu. Diesen Vortrag hat 
das Berufungsgericht als unsubstantiiert gewürdigt. Es hat somit 
§ 286 ZPO nicht verletzt.

3. Soweit das Landesarbeitsgericht angenommen hat, das Seminar 
sei nicht für jedermann zugänglich gewesen, hält dies der revi­
sionsgerichtlichen Nachprüfung stand.

a) "Für jedermann zugänglich" im Sinne des § 9 Satz 1 AWbG in 
Verb, mit § 2 Abs. 4 Satz 1 WbG ist eine Bildungsveranstaltung, 
wenn sie mindestens dem in § 2 AWbG genannten Personenkreis (Ar-

s.
beitnehmern und arbeitnehmerähnlichen Personen) offensteht. Rich­
tet sich die Veranstaltung nur an Gewerkschaftsmitglieder, ist 
sie nicht für jedermann zugänglich (vgl. Urteil des Senats vom
3. August 1989 - 8 AZR 249/87 -, zur Veröffentlichung bestimmt).

b) Zu Recht hat das Berufungsgericht aus der Art der Ankündi­
gung und der Bezeichnung des Seminars und daraus, daß dieses im 
Unternehmen der Beklagten nicht angekündigt worden war, Bedenken 
gegen die Jedermannzugänglichkeit hergeleitet und angenommen, daß
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diese nicht durch substantiierten Tatsachenvortrag der insoweit 
darlegungspflichtigen Klägerin entkräftet worden seien. Die An­
griffe, die die Revision gegen das Berufungsurteil insoweit er­
hebt, greifen nicht durch.

aa) Die Gerichte für Arbeitssachen haben bei der Entscheidung 
über den Lohnfortzahlungsanspruch nach § 7 AWbG zu prüfen, ob di< 
Bildungsveranstaltung, für deren Dauer die Fortzahlung des Ar­
beitsentgelts begehrt wird, gemäß den Bestimmungen des Weiterbil­
dungsgesetzes durchgeführt wurde. Dazu gehört, daß die Veranstal­
tung für jedermann zugänglich war (§ 9 Satz 1 AWbG in Verb, mit 
§ 2 Abs. 4 Satz 1 WbG). Der Verwaltungsakt über die Anerkennung 
der Bildungsstätte, hier also die Anerkennung vom 5. Juli 1979 
durch den Minister für Wissenschaft und Forschung des Landes 
Nordrhein-Westfalen, entfaltet insoweit weder Tatbestandswirkung 
noch begründet er eine Vermutung dafür, daß Veranstaltungen die­
ser Bildungseinrichtung für jedermann zugänglich sind (vgl. Ur­
teil des Senats vom 3. August 1989 - 8 AZR 249/87 -, zur Veröf­
fentlichung bestimmt). Die Zugänglichkeit für jedermann gehört zi 
den Tatbestandsmerkmalen des Lohnfortzahlungsanspruchs. Ihre Vor­
aussetzungen sind von demjenigen, der den Anspruch geltend macht, 
darzulegen und im Bestreitensfall zu beweisen.

bb) Die Revision meint, aus der Art, wie die Bildungsveranstal­
tungen des "Instituts für Arbeitnehmerbildung Heinrich Hansen" 
bekannt gemacht würden, ergebe sich, daß diese für jedermann zu­
gänglich seien. Das Institut stelle die geplanten Maßnahmen in 
einem Programmheft der Öffentlichkeit vor und weise ausdrücklich
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darauf hin, daß alle Seminare jedem interessierten Bürger in 
Nordrhein-Westfalen offenstehen, auch wenn sie in Verbindung mit 
Kooperationspartnern durchgeführt werden. Das Programmheft weise 
die vereinbarten Seminare mit den verpflichteten nebenberuflichen 
Mitarbeitern, den entstehenden Teilnehmergebühren und den jewei­
ligen Kooperationspartnern aus. Das Programmheft werde in einer 
Jahresauflage von 6.000 Exemplaren allen an dem Weiterbildungsan­
gebot des Instituts interessierten Bürgern zugänglich gemacht. 
Anmeldekarten und das jeweilige ausführliche Seminarprogramm 
könnten durch einen "Bildungsscheck", der in den Programmheften 
abgedruckt sei, vom Institut unter Angabe der entsprechenden Se­
minarnummer direkt angefordert werden.

Diese Ausführungen enthalten keine Tatsachen, aus denen sich 
ergibt, daß das Seminar für jedermann zugänglich war.

Dem Vortrag der Klägerin läßt sich nicht entnehmen, daß das 
Seminar auch von Arbeitnehmern besucht werden konnte, die nicht 
einer Gewerkschaft angehörten. Kooperationspartner des Instituts 
war die Verwaltungsstelle der IG Metall I . Dies ist dem
Bildungsprogramm des ersten Halbjahres 198? zu entnehmen, das zum 
vorgetragenen Akteninhalt gehört. Da nach der Behauptung der Klä­
gerin Aufgabe des Kooperationspartners jedenfalls ist, die Teil­
nehmer einzuladen, ist die Vermutung des Berufungsgerichts nicht 
zu beanstanden, daß nur gewerkschaftlich ausgesuchte Funktions­
träger eingeladen wurden. Sie ergab sich daraus, daß Gewerkschaf­
ten die Inanspruchnahme von Einrichtungen und Rechten grundsätz­
lich von der Beitragsleistung abhängig machen (vgl. zum Beispiel
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§ 5 Nr. 5 der Satzung der IG Metall). Die Klägerin hat keine Tat­
sachen vorgetragen, aus denen sich entnehmen läßt, daß und unter 
welchen Voraussetzungen auch gewerkschaftlich nicht gebundenen 
Arbeitnehmern der Zugang zu der Veranstaltung eröffnet war. Der 
im Halbjahresprogramm enthaltene Hinweis, die Seminare des Insti­
tuts stünden jedem interessierten Bürger in Nordrhein-Westfalen 
offen, reicht nicht aus, die Jedermannzugänglichkeit darzulegen. 
Er enthält keine Tatsachen, aus denen sich ergibt, daß die Pro­
gramme und damit dieser Hinweis auch anderen Personen als Gewerk­
schaftsmitgliedern zur Kenntnis gebracht wurden.

Der Vortrag, alle Seminare würden in Verbindung mit Koopera­
tionspartnern des Instituts durchgeführt, besagt ohne die Dar­
stellung des Zugangsverfahrens des hier in Betracht kommenden 
Kooperationspartners nichts. Ließ dieser entsprechend seiner ge­
werkschaftlichen Aufgabenstellung nur Gewerkschaftsmitglieder zu. 
war die Jedermannzugänglichkeit nicht hergestellt. Nach dem Vor­
trag der Klägerin war eine solche Verfahrensweise der IG Metall 
I nicht ausgeschlossen.

Auch der Vortrag, das Institut veröffentliche seine Halbjah­
resprogramme und es bestehe die Möglichkeit, sich unmittelbar be: 
dem Institut zu melden, rechtfertigt nicht den Schluß, die Semi­
nare seien für jedermann zugänglich. Die Behauptung der Klägerin, 
das Programmheft werde allen an dem Weiterbildungsangebot des 
Instituts interessierten Bürgern zugänglich gemacht, enthält kei­
ne Tatsachen, aufgrund derer sich erkennen läßt, daß das Programi 
einem Empfängerkreis außerhalb der Gewerkschaften zugänglich ist.
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Allein der Hinweis darauf, daß es keine Zugangsbeschränkun­
gen gab, reicht zur Begründung der Jedermannzugänglichkeit nicht 
aus. Es war Sache des Instituts zu entscheiden, wie die Veran­
staltungen bekannt gemacht wurden. In vorbereitendem gedruckten 
Material mußte nicht nur deutlich gemacht werden, daß jeder Ar­
beitnehmer sich bewerben könne, es mußte dies außerdem so ver­
lautbart werden, daß auch nicht gewerkschaftlich organisierte 
Arbeitnehmer davon Kenntnis nehmen konnten. Allein die nicht er­
klärte (innere) Bereitschaft des Instituts und der Kooperations­
partner, Nichtmitglieder, sollten sie sich denn melden, nicht 
zurückzuweisen, reichte nicht aus, das Seminar im Sinne des § 2 
Abs. 4 Satz 1 WbG für jedermann, also für den gesamten in § 2 
AWbG genannten Personenkreis, zugänglich zu machen. Die Revision 
verkennt, daß die Klägerin darlegungs- und beweispflichtig für 
die Tatsachen ist, aus denen sich ergibt, daß eine Bildungsveran­
staltung für jedermann zugänglich durchgeführt wird (§ 9 Satz 1 
AWbG in Verb, mit § 2 Abs. ä Satz 1 WbG).

IV. Das Seminar galt auch deshalb nicht als anerkannte Bildungs- 
Veranstaltung, weil es nicht von einer anerkannten Einrichtung 
der Weiterbildung durchgeführt wurde.

Zwar ist das Institut eine anerkannte Einrichtung der Wei­
terbildung im Sinne des § 9 Satz 1 Buchst, a AWbG (vgl. heutiges 
Urteil des Senats in der Sache B ./. Firma G - 8 AZR
220/88 -, zur Veröffentlichung bestimmt). Das Seminar wurde je­
doch nicht von dem Institut, sondern von diesem gemeinsam mit der 
IG Metall I , die keine anerkannte Einrichtung der Weiter-
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bildung in anderer Trägerschaft ist, durchgeführt. Dies ergibt 
sich aus dem vom Berufungsgericht festgestellten Sachverhalt. 
Nach dem Bildungsprogramm für das erste Halbjahr 1987 führt das 
Institut seine Veranstaltungen überwiegend in Verbindung mit ge­
werkschaftlichen Kooperationspartnern durch. Weder dem Programm 
noch den von von der Klägerin aufgestellten Behauptungen ist zu 
entnehmen, inwieweit das Institut und inwieweit die Gewerkschaft 
an der Durchführung beteiligt waren. Damit läßt sich nicht fest­
stellen, daß das Institut Durchführender war.

Eine Einrichtung der Weiterbildung führt eine Bildungsveran­
staltung im Sinne des § 9 Satz 1 AWbG durch, wenn sie bestimmen­
den Einfluß darauf hat, ob die Veranstaltung stattfindet, wie sie 
inhaltlich gestaltet wird, wer unterrichtet und wer teilnimmt. 
Sind an einer Bildungsveranstaltung zwei Einrichtungen beteiligt, 
so kommt es für die Frage, welche Einrichtung die Veranstaltung 
durchführt, auf die tatsächlichen Umstände an (Urteile des Senats 
vom 23. Februar 1989 - 8 AZR 185/86 - und - 8 AZR 133/87 -, beide 
zur Veröffentlichung bestimmt).

Dem Vortrag der Klägerin ist nicht zu entnehmen, daß das In­
stitut den Einfluß auf die Veranstaltung hatte, der es als den 
alleinigen Durchführenden ausweist.

Im Wortsinne durchgeführt wird eine 
der sie "verwirklicht" oder "in die Tat 
des Senats, aaO). Zwar hat die Klägerin 
führungen über die Veröffentlichung des

Veranstaltung von dem,
umsetzt" (vgl. Urteile 
im Anschluß an ihre Aus- 
Seminarprogramms vorge-
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tragen, diese Darlegungen zeigten, daß der jeweilige Koopera­
tionspartner einer Bildungsmaßnahme nur ganz am Rande mit Aufga­
ben betraut sei, die mit der Durchführung des Seminars direkt 
nichts zu tun hätten. Damit hat die Klägerin jedoch keine Tatsa­
chen behauptet, die dem Gericht eine Beurteilung der Frage ermög­
lichen, ob das Institut die Veranstaltung selbst durchgeführt 
hat. Dem Tatsachenvortrag der Klägerin läßt sich nicht entnehmen, 
daß die IG Metall I sich auf völlig unwesentliche und un­
tergeordnete Arbeiten beschränkt hat. Darauf kommt es jedoch ent­
scheidend an. Wäre zum Beispiel die Gewerkschaft nur beauftragt 
gewesen, Seminarteilnehmer einzuladen, was freilich unter Wahrung 
des Prinzips der Jedermannzugänglichkeit hätte geschehen müssen 
(vgl. oben III), würde dies nicht ausschließen, daß das Institut 
das Seminar durchführte. Hat sie jedoch z. B. Einfluß auf das 
Programm genommen, könnte dies für das Gegenteil sprechen. Die 
Klägerin hat keine Tatsachen dazu behauptet, wie die Arbeitstei­
lung zwischen Institut und IG Metall I in bezug auf die
Durchführung der Veranstaltung war. Es läßt sich somit nicht klä­
ren, ob das Institut als anerkannte Einrichtung der Weiterbildung 
das Seminar im Sinne des Gesetzes durchgeführt hat. Dies geht zu 
Lasten der Klägerin, da sie die Anspruchsvoraussetzungen darlegen 
muß, zu denen gehört, daß die Veranstaltung von einer anerkannten 
Einrichtung der Weiterbildung durchgeführt wurde (§ 9 Satz 1 
Buchst, a AWbG).

V. Das Seminar war unstreitig auch nicht durch den zuständigen 
Minister genehmigt worden. Es galt somit auch nicht als eine nach 
§ 9 Satz 1 Buchst, d AWbG anerkannte Bildungsveranstaltung.
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VI. Ob es sich bei der Veranstaltung um berufliche oder 
sehe Weiterbildung im Sinne des § 1 Abs. 2 AWbG handelte 
dah instehen.

Michels-Holl Dr. Leinemann
Rheinberger Dr

Dr. Peifer 
Pühler

politi- 
kann
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